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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/993 — 

Leistungen aus dem Bundeshaushalt für die Jahre 1984 und 1985 
im militärischen Bereich 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 27. Februar 1984 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Welche konkreten finanziellen Beiträge leistet die Bundesregierung in 
den Jahren 1984 und 1985 für die nachfolgend aufgeführten militäri-
schen Bereiche, wie sind diese finanziellen Beiträge und Lastenver-
teilungen errechnet worden und durch welche bilateralen Abkommen 
abgesichert: 

— NATO-Infrastrukturprogramm, 
— Munitionslager und Waffendepots, 
— Frühwarnradar und Abwehrstellungen, 
— Depots für Vorneverteidigung, 
— Bau und Reparaturleistungen, 
— Tanklager für Treibstoffe, 
— Anlagen für Versorgung von Verstärkungskräften, 
— Modernisierung der US-Kasernen in der Bundesrepublik Deutsch-

land, 
— Modernisierung der britischen und französischen Kasernen in der 

Bundesrepublik Deutschland, 
— Umstationierungsmaßnahmen der US-Streitkräfte aus dem Rhein-

Main-Gebiet in Richtung Grenze zur DDR, 
— Beiträge für Wartime Host Nation Support (WHNS) Programm, 
— technische Stationierungsvorbereitung für Cruise Missiles und Per-

shing II in der Bundesrepublik Deutschland sowie in Großbritannien 
und Italien, 

— US Rapid Deployment Forces? 

1. NATO-Infrastrukturprogramm 

Die Bundesrepublik Deutschland ist am 5. Mai 1955 dem Nord-
atlantik-Vertrag vom 4. April 1949 beigetreten. Sie hat damit 
u. a. gemäß Artikel III dieses Vertrages die Verpflichtung über-
nommen, Haushaltsmittel für verschiedene, im Rahmen der 
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NATO gemeinsam finanzierte Organisationen, Dienststellen 
und Vorhaben bereitzustellen. 

Der deutsche Beitrag zum laufenden NATO-Infrastruktur-
programm beträgt 

für 1984: 	620 Mio. DM 
für 1985: 	655 Mio. DM*) 

Aus dem NATO-Infrastrukturprogramm werden u. a. auch Bau- 
und Investitionskosten für 

— Munitionslager und Waffendepots, 

— Frühwarnradar und Abwehrstellungen, 

— Depots für Vorneverteidigung, 

— Bau- und Reparaturleistungen, 

— Tanklager für Treibstoffe, 	• 

— Anlagen für Versorgung von Verstärkungskräften 

finanziert. 

Wie sich der deutsche Beitrag auf einzelne Projekte und Kate-
gorien in den verschiedenen Ländern des Bündnisses konkret 
verteilt, läßt sich erst nach Abschluß des Programms darstellen. 
Die Länder leisten keine Beiträge zu einzelnen Projekten, son-
dern werden entsprechend ihrem Kostenanteil an den Bauaus-
gaben für NATO-Infrastruktur belastet. Die Zahlungen werden 
entsprechend dem Baufortschritt der Einzelprojekte abgerufen. 
Daraus ergibt sich, daß auch die Bundesrepublik Deutschland 
keine Beiträge zu einzelnen Vorhaben des NATO-Infrastruk-
turprogramms leistet, sondern ihr Anteil für die geplanten 
Baufortschritte jeweils halbjährlich von der NATO abgerufen 
wird. 

Der deutsche Kostenanteil an der NATO-Infrastruktur beträgt 
26,5446 v. H. 

Der Kostenteilungsschlüssel für die nationalen Beiträge zur 
NATO-Infrastruktur wurde unter Berücksichtigung folgender 
Gesichtspunkte gewichtet: 

a) wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Landes, 

b) wirtschaftlicher Nutzen als Gastgeberland für NATO-Infra-
strukturproj ekte, 

c) eigener militärischer Nutzen aus der NATO-Infrastruktur. 

Die Gesamtverpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
zum laufenden NATO-Infrastrukturprogramm und dessen 
Kostenteilungsschlüssel wurde vom NATO-Rat im Mai 1979 
vorbehaltlich der Zustimmung des Deutschen Bundestages ver-
abschiedet. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages hat von der Verpflichtung am 21. Juni 1979 Kenntnis 
genommen. 

*) Anmerkung: 
Die Beträge für das Haushaltsjahr 1985 sind Planungszahlen, die unter dem 
Vorbehalt der Verabschiedung des Haushaltes durch den Deutschen Bundes-
tag stehen. 
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Auch die Kosten für Baumaßnahmen im Rahmen der Stationie-
rung von Cruise Missiles und Pershing II werden aus dem 
NATO-Infrastrukturprogramm finanziert. Hierfür wurden 
wegen der politischen Bedeutung mit Beschluß des Defence 
Planning Committee vom 4. Dezember 1981 eigens 74 Mio. IAU 
(Infrastructure Account Unit; zur Zeit 1 IAU = 7,328 DM) 
vorgesehen. 

Davon hat die NATO zur Vorbereitung der Stationierung in der 
Bundesrepublik Deutschland für Pershing II 4,2 Mio. IAU und 
für Cruise Missiles 14,3 Mio. IAU programmiert. 

Verausgabt wurden bis Ende 1983 für Cruise Missiles 0,41 Mio. 
IAU = 3,0 Mio. DM. Der deutsche Beitrag hierzu beträgt rund 
800 000 DM. Für Pershing II sind bisher keine Ausgaben ange-
fallen. Der weitere Mittelabfluß richtet sich nach Baufortschritt. 

Die Bundesregierung kann aus grundsätzlichen bündnispoli-
tischen Erwägungen keine Angaben über die Stationierungs-
kosten von Cruise Missiles und Pershing II in anderen Staaten 
veröffentlichen. 

2. Neben Beiträgen für das NATO-Infrastrukturprogramm wer-
den zusätzlich Beiträge geleistet, die besonders vereinbart sind 
für 

— Frühwarnradar und Abwehrstellungen, 
— Bau- und Reparaturleistungen, 
— Tanklager und Treibstoffe. 

Frühwarnradar und Abwehrstellungen 

Für 1984 veranschlagt: 	617,4 Mio. DM,, 
für 1985 geplant: 	165,4 Mio. DM. 

Hierbei handelt es sich um: 

den Beitrag zum AWACS-Beschaffungsprogramm, dessen 
Rechtsgrundlage das Multilaterale Memorandum of Under-
standing vom 6. Dezember 1978 ist; 

— den Beitrag zu den Betriebskosten AWACS (Rechtsgrund-
lage ist das Multilaterale Memorandum of Understanding 
vom 6. Dezember 1978); 

— den Beitrag zu den Betriebskosten von Frühwarnradar und 
Abwehrstellungen [Rechtsgrundlage für die gemeinsame 
Finanzierung sind die NATO-Ratsbeschlüsse C–M (56) 40 
und C–M (62) 9 in der Fassung vom 26. Mai 1982 (CR (82) 
28)]; Rechtsgrundlage für den Kostenteilungsschlüssel ist 
der NATO-Ratsbeschluß vom 8. November 1961 [CR (61) 
57]. 

Bau- und Reparaturleistungen 

Für 1984 veranschlagt: 	14,4 Mio. DM, 
für 1985 geplant: 	14,4 Mio. DM 

als Beitrag zu den Militärhaushalten der NATO für kleinere 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten. 
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Rechtsgrundlage für die gemeinsame Finanzierung ist der 
NATO-Ratsbeschluß CR (69) 30 vom 2. Juli 1969; Rechtsgrund-
lage für die Kostenteilungsschlüssel sind die NATO-Rats-
beschlüsse CR (61) 57 vom 8. November 1961 und CR (66) 65 
vom 7. Dezember 1966. 

Tanklager für Treibstoffe 

Für 1984 veranschlagt: 	36,4 Mio. DM, 
für 1985 geplant: 	36,4 Mio. DM. 

Hierbei handelt es sich um 

— den Beitrag zum zentraleuropäischen Pipelinesystem 
(CEPS); Rechtsgrundlage für die gemeinsame Finanzierung 
ist der NATO-Ratsbeschluß CR (56) 77 vom 19. Dezember 
1956; Rechtsgrundlage für den Kostenteilungsschlüssel ist 
der Beschluß der acht beteiligten Staaten vom 29. Oktober 
1974. 

— den Beitrag zum Ausgleich des Haushaltes der Fernleitungs-
betriebsgesellschaft (FBG), der von der Bundesrepublik 
Deutschland zu finanzieren ist; Rechtsgrundlage ist der 
Betriebsführungsvertrag in der Fassung vom 26. Oktober 
1983. 

3. Beiträge für Wartime Host Nation Support (WHNS-Programm) 

Für 1984 und 1985 sind bis zu folgender Höhe deutsche Finan-
zierungsanteile vorgesehen: 

1984: 	47,5 Mio. DM, 
1985: 	120,8 Mio. DM. 

Rechtsgrundlage für die finanziellen Beiträge der Bundesrepu-
blik Deutschland zum WHNS-Programm ist das deutschameri-
kanische Regierungsabkommen über die Unterstützung durch 
den Aufnahmestaat in Krise und Krieg vom 15. Ap ril 1982 
(BGBl. II S. 450). 

4. Modernisierung amerikanischer Kasernen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
Modernisierung der britischen und französischen Kasernen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Für 1984 und 1985 sind bzw. werden keine Mittel für die 
Modernisierung von Kasernen der ausländischen Streitkräfte 
im Bundeshaushalt veranschlagt. 

5. Umstationierungsmaßnahmen amerikanischer Streitkräfte 
aus dem Rhein-Main-Gebiet 

Für Umstationierungsmaßnahmen amerikanischer Streitkräfte 
aus dem Rhein-Main-Gebiet sind Mittel im Bundeshaushalt 
weder 1984 veranschlagt noch für 1985 vorgesehen. 

6. Amerikanische Rapid Deployment Forces 

Die Bundesrepublik Deutschland leistet keine finanziellen Bei-
träge zu den amerikanischen Rapid Deployment Forces. 


